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A. Zielsetzung 

Das Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 regelt die voll-
ständige Aufhebung aller Personenkontrollen an den Binnengrenzen 
der Vertragsstaaten sowie die Ausgleichsmaßnahmen, die notwendig 
sind, damit Sicherheitseinbußen durch den Verzicht auf Grenzkon-
trollen im Interesse der Bürger nicht entstehen. In Artikel 140 sieht das 
Übereinkommen vor, daß jeder Mitgliedstaat der Europäischen Ge-
meinschaft diesem Übereinkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in 
einem Übereinkommen zwischen diesem Staat und den Vertrags-
parteien geregelt. Die Italienische Republik, das Königreich Spanien 
und die Portugiesische Republik sind dem Übereinkommen bereits 
beigetreten. Mit dem am 6. November 1992 unterzeichneten Überein-
kommen ist die Griechische Republik dem Übereinkommen von 1990 
beigetreten. 

B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen 
für die Ratifizierung des Übereinkommens vom 6. November 1992 
geschaffen werden. Es bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes als Voraussetzung für die Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunde der Mitwirkung der gesetzgebenden Körper-
schaften in Form eines Bundesgesetzes. 

C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Zusätzliche Kosten entstehen in Höhe der erforderlichen Aufwendun-
gen für räumliche Veränderungen in den von den Schengen-Organen 
benutzten Gebäuden sowie durch die Einstellung von griechischem 
Personal bei den Schengen-Organen. Dem Bund werden durch den 
Beitritt Mehrkosten für das Schengen-Sekretariat von ca. 120 000 DM 
entstehen. Für das Schengener Informationssystem ist der Beitritt 
kostenneutral. Inwieweit der Beitritt sich kostenmäßig auf andere 
Ausgleichsmaßnahmen auswirkt, ist zur Zeit noch nicht bezifferbar. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (32) — 68017 — Sche 15/94 (NA 4) Bonn, den 22. Juni 1994 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 6. November 1992 über den 

Beitritt der Griechischen Republik zu dem Schengener Übereinkommen vom 
19. Juni 1990 (Gesetz zum Beitritt der Griechischen Republik zum Schen-
gener Übereinkommen) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das -Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 668. Sitzung am 29. April 1994 gemäß Arti-
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie 
aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf 

Gesetz 
zu dem Übereinkommen vom 6. November 1992 
über den Beitritt der Griechischen Republik 

zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
(Gesetz zum Beitritt der Griechischen Republik zum Schengener Übereinkommen) 

Vom 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Dem folgenden Übereinkommen wird zugestimmt: 

dem in Madrid am 6. November 1992 von der Bundesrepublik Deutschland 
unterzeichneten Übereinkommen über den Beitritt der Griechischen Republik zu 
dem am 19. Juni 1990 in Schengen unterzeichneten Übereinkommen zur Durch-
führung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik betreffend den schrittweisen Abbau 
der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen (BGBl. 1993 II S. 1010), dem die 
Italienische Republik mit dem am 27. November 1990 in Paris unterzeichneten 
Übereinkommen sowie die Portugiesische Republik und das Königreich Spanien 
mit den am 25. Juni 1991 in Bonn unterzeichneten Übereinkommen beigetreten 
sind (BGBl. 1993 II S. 1902), sowie der Gemeinsamen Erklärung über die 
kurzfristigen Maßnahmen nach Titel I des Übereinkommens vom 14. Juni 1985 
und den in der Schlußakte vom 6. November 1992 enthaltenen Erklärungen. 
Das Übereinkommen mit der Schlußakte und der Gemeinsamen Erklärung über 
die kurzfristigen Maßnahmen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kra ft . 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 
für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft  tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Begründung 

L Allgemeines 
Am 14. Juni 1985 haben die Regierungen der BENELUX-Staaten, Frankreichs 
und der Bundesrepublik Deutschland in dem luxemburgischen Ort Schengen ein 
Übereinkommen geschlossen, das an den gemeinsamen Binnengrenzen dieser 
Staaten den Abbau der Personenkontrollen und der Kontrollen des mit dem 
Personenverkehr verbundenen Warenverkehrs mit dem Ziel einer vollständigen 
Beseitigung der Kontrollen vorsieht. Ziel des am 19. Juni 1990 in Schengen 
unterzeichneten Übereinkommens, dem der Bundestag am 17. Juni 1993 und der 
Bundesrat am 9. Juli 1993 in der Form eines Bundesgesetzes zugestimmt haben 
(BGBl. 1993 II S. 1010), ist es, in Europa einen Raum ohne Binnengrenzen zu 
schaffen, ohne daß Sicherheitseinbußen entstehen. Zu diesem Zweck sieht das 
Übereinkommen vom 19. Juni 1990 zahlreiche Ausgleichsmaßnahmen vor. In 
Artikel 140 sieht das Übereinkommen vor, daß jeder Mitgliedstaat der Europäi-
schen Gemeinschaft diesem Übereinkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in 
einem Übereinkommen zwischen diesem Staat und den Vertragsparteien ge-
regelt. Bereits beigetreten sind dem Übereinkommen von 1990 Italien am 
27. November 1990 sowie Spanien und Po rtugal am 25. Juni 1991. Das Zustim-
mungsgesetz zu den Beitrittsübereinkommen wurde vom Bundestag ebenfalls 
am 17. Juni 1993 beschlossen. Am 6. November 1992 ist Griechenland dem 
Übereinkommen beigetreten. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 
Auf das Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 
Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Abs. 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen über den Beitritt nach 
seinem Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft  tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

III. Schlußbemerkung 
Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Übereinkommen 
über den Beitritt der Griechischen Republik 

zu dem am 19. Juni 1990 in Schengen unterzeichneten Übereinkommen 
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, 

der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 

dem die Italienische Republik 
mit dem am 27. November 1990 in Paris unterzeichneten Übereinkommen 

sowie die Portugiesische Republik und das Königreich Spanien 
mit den am 25. Juni 1991 in Bonn unterzeichneten Übereinkommen beigetreten sind 

Accord d'Adhésion 
de la République héllenique 

à la Convention d'application de l'Accord de Schengen du 14 juin 1985 
entre les Gouvernements des Etats de l'Union économique Benelux, 
de la République fédérale d'Allemagne et de la République française 

relatif à la suppression graduelle des contrôles aux frontières communes 
signée à Schengen le 19 juin 1990, à laquelle ont adhéré 

la République italienne par l'Accord signé à Paris le 27 novembre 1990 
et le Royaume d'Espagne et la République portugaise 

par les Accords signés à Bonn le 25 juin 1991 

Das Königreich Belgien, die Bundesrepu-
blik Deutschland, die Französische Repu-
blik, das Großherzogtum Luxemburg und 
das Königreich der Niederlande, Vertrags-
parteien des am 19. Juni 1990 in Schengen 
unterzeichneten Übereinkommens zur 
Durchführung des Obereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der BENELUX

-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repu-
blik betreffend den schrittweisen Abbau der 

Le Royaume de Belgique, la République 
fédérale d'Allemagne, la République fran-
çaise, le Grand-Duché de Luxembourg et le 
Royaume des Pays-Bas, Parties de la 
Convention d'application de l'Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver-
nements des Etats de l'Union économique 
Benelux, de la République fédérale d'Alle-
magne et de la République française relatif 
à la suppression graduelle des contrôles 
aux frontières communes signée à Schen-
gen le 19 juin 1990, ci-après dénommée «la 
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Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen,  
nachfolgend „das Übereinkommen von  
1990" genannt, und die Italienische Repu-
blik, die dem Übereinkommen von 1990 mit  
dem am 27. November 1990 in Paris unter-
zeichneten Übereinkommen beigetreten ist,  
sowie die Portugiesische Republik und das  
Κönigreich Spanien, die dem Obereinkom-
men von 1990 mit den am 25. Juni 1991 in  
Bonn unterzeichneten Übereinkommen bei-
getreten sind, einerseits  

und die Griechische Republik anderer-
seits  

angesichts der Unterzeichnung am sech-
sten November neunzehnhundertzweiund-
neunzig in Madrid des Protokolls über den  
Beitritt der Regierung der Griechischen Re-
publik zu dem Übereinkommen von Schen-
gen vom 14. Juni 1985 zwischen den Re-
gierungen der Staaten der BENELUX-Wirt-
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Französischen Republik be-
treffend den schrittweisen Abbau der  Kon

-troilen an den gemeinsamen Grenzen, in  
der Fassung des am 27. November 1990 in  
Paris unterzeichneten Protokolls über den  
Beitritt der Regierung der Italienischen Re-
publik sowie der am 25. Juni 1991 in  Bonn  
unterzeichneten Protokolle über den Beitritt  
der Regierungen der Portugiesischen Re-
publik und des Königreichs Spanien,  

gestützt auf Artikel 140 des Obereinkom-
mens von 1990, sind wie folgt übereinge-
kommen:  

Artikel 1  
Durch dieses Übereinkommen tritt die  

Griechische Republik dem Übereinkommen  
von 1990 bei.  

Artikel 2  

(1) Für die Griechische Republik sind die  
Beamten nach Artikel 40 Absatz 4 des  
Übereinkommens von 1990: die Polizei-
beamten der „Ελληνική  Αστυνοµία" und  
des „Λιµενικό  Σώµα", im Rahmen ihrer  
Kompetenzen, sowie unter den in geeigne-
ten bilateralen Vereinbarungen nach Artikel  
40 Absatz 6 des Übereinkommens von  
1990 festgelegten Bedingungen in bezug  
auf ihre Befugnisse im Bereich des uner-
laubten Verkehrs mit Betäubungsmitteln,  
des unerlaubten Handels mit Waffen und  
Sprengstoffen und des unerlaubten Ver-
kehrs mit giftigen und schädlichen Abfällen,  
die der Zollverwaltung zugeordneten Be-
amten.  

(2) Für die Griechische Republik ist die  
Behörde nach Artikel 40 Absatz 5 des Über-
einkommens von 1990: „∆ιεδθυνση ∆ι t θ -
νούς Αστυνοµικής Συνεργασlας τον  

Υπουρυε lου ∆ηµοσίας Τάξεως".  

Convention de 1990, ainsi que la Républi-
que italienne qui a adhéré à la Convention  
de 1990 par l'Accord signé à Paris le  
27 novembre 1990 et le Royaume d'Espagne  
et la République portugaise qui ont adhéré  
à la Convention de 1990 par les  Accords  
signés à Bonn le 25 juin 1991, d'une part,  

et la République hellénique, d'autre part,  

eu égard à la signature, intervenue  
Madrid le 6 novembre mil neuf cent qua-
tre-vingt-douze, du Protocole d'adhésion du  
Gouvernement de la République hellénique  
ä l'Accord de Schengen du 14 juin 1985  
entre les Gouvernements des Etats de  
l'Union économique Benelux, de la Républi-
que fédérale d'Allemagne et de la Républi-
que française relatif à la suppression gra-
duelle des cοntrôles aux frontières com-
munes, tel qu'amendé par le protocole d'a-
dhésion du Gouvernement de la Républi-
que italienne signé à Paris le 27 novembre  
1990 et les Protocoles d'adhésion du  
Royaume d'Espagne et de la République  
portugaise signés à Bonn le 25 juin 1991,  

Se fondant sur l'article 140 de la Conven-
tion de 1990,  

sont convenus de ce qui suit:  

Article premier  

Par le présent Accord, la République hel-
lénique adhère à la Convention de 1990.  

Article 2  
1. Les agents visés à l'article 40 paragra-

phe 4 de la Convention de 1990 sont, en ce  
qui conceme la République hellénique: le  
personnel policier de l' „Σλληνική  Αστυ-
νοµla" et le „Aιµενικό  Σώ µα", chacun selon  
ses compétences, ainsi que, dans les  
conditions fixées par accords bilatéraux ap-
propriés visés à l'article 40 paragraphe 6 de  
la Convention de 1990, en ce qui concerne  
leurs attributions touchant au trafic illicite de  
stupéfiants et substances psychotropes, au  
trafic d'armes et d'explosifs et au transpo rt  
illicite de déchets toxiques et nuisibles, les  
fonctionnaires dépendant de l'Administra-
tion des douanes.  

2. L'autorité visé à l'article 40 paragraphe  
5 de la Convention de 1990 est, en ce qui  
conceme la République hellénique: „ ∆ιεδ-
θυνση ∆ιεθνονς Αστυνοµικής Συνε'η'xσ lας  
τον Υπcουργεlου ∆ηµοσίας Τάξεως".  
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Artikel 3  
Für die Griechische Republik ist das nach  

Artikel 65 Absatz 2 des Übereinkommens  
von 1990 zuständige Ministerium: das Ju-
stizministerium.  

Artikel 4  
In den Beziehungen zu den Vertragspar-

teien des Übereinkommens von 1990 wird  
die Griechische Republik die von ihr zu den  
Artikeln 7, 18 und 19 des Europäischen  
Auslieferungsübereinkommens vom 13. De-
zember 1957 angemeldeten Vorbehalte  
nicht anwenden.  

Artikel 5  

In den Beziehungen zu den Vertragspar-
teien des Übereinkommens von 1990 wird  
die Griechische Republik die von ihr zu den  
Artikeln 4 und 11 des Europäischen Über-
einkommens über Rechtshilfe in Strafsa-
chen vom 20. April 1959 angemeldeten Vor-
behalte nicht anwenden.  

Artikel 6  
(1) Dieses Übereinkommen bedarf der  

Ratifikation, Annahme oder Genehmigung.  
Die Ratifikations-, Annahme- oder Geneh-
migungsurkunden werden bei der Regie-
rung des Großherzogtums Luxemburg  
hinterlegt; diese notifiziert allen Vertrags-
parteien die Hinterlegung.  
(2) Dieses Übereinkommen tritt in Kraft  

am ersten Tag des zweiten Monats nach  
Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme-
oder Genehmigungsurkunden durch die  
Staaten, in denen das Übereinkommen von  
1990 in Kraft getreten ist, und durch die  
Griechische Republik.  
Für die übrigen Staaten tritt das Überein-
kommen am ersten Tag des zweiten Mo-
nats nach Hinterlegung ihrer Ratifikations-,  
Annahme- oder Genehmigungsurkunden in  
Kraft, sofern dieses Übereinkommen ge-
mäß den Bestimmungen des vorhergehen-
den Absatzes in Kraft getreten ist.  

(3) Die Regierung des Großherzogtums  
Luxemburg notifiziert allen Vertragsparteien  
das Datum des Inkrafttretens.  

Artikel 7  
(1) Die Regierung des Großherzogtums  

Luxemburg übermittelt der Regierung der  
Griechischen Republik eine beglaubigte Ab-
schrift des Übereinkommens von 1990 in  
deutscher, französischer, italienischer,  
niederländischer, portugiesischer und spa-
nischer Sprache.  
(2) Der Wortlaut des Übereinkommens  

von 1990 in griechischer Sprache ist diesem  
Übereinkommen beigefügt und ist gleicher-
maßen verbindlich wie der Wortlaut des  
Übereinkommens von 1990 in deutscher,  

Article 3  
Le ministère compétent visé à l'article 65  

paragrahe 2 de la Convention de 1990 est,  
en ce qui conceme la République helléni-
que: le Ministère de la Justice.  

Article 4  
Pour les besoins de l'extradition entre lee  

Parties Contractantes de la Convention de  
1990, la République hellénique n'appliquera  
pas les réserves qu'elle a formulées au  
sujet des a rticles 7, 18 et 19 de la Conven-
tion européenne d'extradition du 13 décem-
bre 1957.  

Article 5  
Pour les besoins de l'entraide judiciaire  

en matière pénale entre les Pa rties Contrac-
tantes de la Convention de 1990, la Répu-
blique hellénique n'appliquera par la réser-
ve quelle a formulée au sujet des a rticles 4  
et 11 de la Convention européenne d'en-
traide judiciaire en matière pénale du 20  
avril 1959.  

Article 6  
1. Le présent Accord sera soumis à rati-

fication, approbation ou acceptation. Les  
instruments de ratification, d'approbation ou  
d'acceptation seront déposés auprès du  
Gouvemement du Grand-Duché de  
Luxembourg; celui-ci notifie le dépôt à tou-
tes les Parties Contractantes.  
2. Le présent Accord entrera en vigueur le  

premier jour du deuxième mois qui suit le  
dépôt des instruments de ratification, d'ap-
probation ou d'acceptation par les Etats  
pour lesquels la Convention de 1990 est  
entrée en vigueur et par la République hel-
lénique.  

A l'égard des autres Etats, le présent  Ac-
cord  entrera en vigueur le premier jour du  
deuxième mois qui suit le dépôt de leurs  
instruments de ratification, d'approbation ou  
d'acceptation, pour autant que le présent  
Accord soit entré en vigueur conformément  
aux dispositions de l'alinéa précédent.  

3. Le Gouvemement du Grand-Duché de  
Luxembourg notifie la date de l'entrée en  
vigueur à chacune des Pa rties Contractan-
tes.  

Article 7  
1. Le Gouvemement du Grand-Duché de  

Luxembourg remet au Gouvemement de la  
République hellénique une copie certifiée  
conforme de la Convention de 1990 en lan-
gues allemande, espagnole, française, ita-
lienne, néerlandaise et portugaise.  

2. Le texte de la Convention de 1990,  
établi en langue grecque, est annexé au  
présent Accord et fait foi dans les mêmes  
conditions que les textes de la Convention  
de 1990 établis en langues allemande, es- 
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französischer, italienischer, niederländi-
scher, portugiesischer und spanischer 
Sprache. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Madrid am sechsten No-
vember neunzehnhundertzweiundneunzig 
in deutscher, französischer, griechischer, 
italienischer, niederländischer, portugiesi-
scher, spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in 
einer Urschrift, die bei der Regierung des 
Großherzogtums Luxemburg hinterlegt 
wird; diese übermittelt jeder Vertragspartei 
eine beglaubigte Abschrift. 

pagnole, française, italienne, néerlandaise 
et portugaise. 

En foi de quoi, les soussignés, dûment 
autorisés à cet effet, ont apposé leurs si-
gnatures au bas du présent Accord. 

Fait à Madrid, le six novembre mil neuf 
cent quatre-vingt-douze, en langues alle-
mande, espagnole, française, grecque, ita-
lienne, néerlandaise et portugaise, les sept 
textes faisant également foi, en un exem-
plaire originale qui sera déposé dans les 
archives du Gouvemement du Grand-Du-
ché de Luxembourg, qui remettra une copie 
certifiée conforme a chacune des Parties 
Contractantes. 
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Schlußakte 

I. Bei der Unterzeichnung des Obereinkom-
mens über den Beitritt der Griechischen 
Republik zu dem am 19. Juni 1990 in 
Schengen unterzeichneten Übereinkom-
men zur Durchführung des Übereinkom-
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
BENELUX-Wirtschaftsunion, der Bundesre-
publik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Ab-
bau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen, dem die Italienische Republik mit 
dem am 27. November 1990 in Paris unter-
zeichneten Übereinkommen sowie die Por-
tugiesische Republik und das Königreich 
Spanien mit den am 25. Juni 1991 in Bonn 
unterzeichneten Übereinkommen beigetre-
ten sind, macht sich die Griechische Repu-
blik die Schlußakte, das Protokoll und die 
Gemeinsame Erklärung der Minister und 
Staatssekretäre, die bei der Unterzeichnung 
des Übereinkommens von 1990 unterzeich-
net wurden, zu eigen. 
Die Griechische Republik schließt sich den 
darin enthaltenen gemeinsamen Erklärun-
gen an und nimmt die darin enthaltenen 
einseitigen Erklärungen entgegen. 
Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Griechischen Republik eine beglaubigte Ab-
schrift der Schlußakte, des Protokolls und 
der Gemeinsamen Erklärung, die bei der 
Unterzeichnung des Übereinkommens von 
1990 unterzeichnet wurden, in deutscher, 
französischer, italienischer, niederländi-
scher, portugiesischer und spanischer 
Sprache. 
Der griechische Wortlaut der Schlußakte, 
des Protokolls und der Gemeinsamen Er-
klärung, die bei der Unterzeichnung des 
Übereinkommens von 1990 unterzeichnet 
wurden, ist dieser Schlußakte beigefügt und 
ist gleichermaßen verbindlich wie der Wort-
laut in deutscher, französischer, italieni-
scher, niederländischer, portugiesischer 
und spanischer Sprache. 

Il. Bei der Unterzeichnung des Übereinkom-
mens über den Beitritt der Griechischen 
Republik zu dem Übereinkommen zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der BENELUX-
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repu-
blik betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
dem die Italienische Republik mit dem am 
27. November 1990 in Paris unterzeichne-
ten Übereinkommen sowie die Portugiesi-
sche Republik und das Königreich Spanien 

Acte Final 

I. Au moment de la signature de l'Accord 
d'adhésion de la République hellénique à la 
Convention d'application de l'Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver-
nements des Etats de l'Union économique 
Benelux, de la République fédérale d'Alle-
magne et de la République française relatif 
à la suppression graduelle des contrôles 
aux frontières communes, signée à Schen-
gen le 19 juin 1990, laquelle ont adhéré la 
République italienne par l'Accord d'adhé-
sion signé à Paris le 27 novembre 1990, le 
Royaume d'Espagne et la République por-
tugaise par les Accords d'adhésion signés à 
Bonn le 25 juin 1991, la République helléni-
que souscrit à l'Acte final, au Procès-verbal 
et à la Déclaration commune des Ministres 
et Secrétaires d'Etat signés au moment de 
la signature de la Convention de 1990. 

La République hellénique souscrit aux Dé-
clarations communes et prend note des Dé-
clarations unilatérales qu'ils contiennent. 

Le Gouvernement du Grand-Duché de 
Luxembourg remet au Gouvernement de la 
République hellénique une copie certifiée 
conforme de l'Acte final, du Procès-verbal et 
de la Déclaration commune des Ministres et 
Secrétaires d'Etat signés au moment de la 
signature de la Convention de 1990, en 
langues allemande, espagnole, française, 
italienne, néerlandaise et portugaise. 

Les textes de l'Acte final, du Procès-verbal 
et de la Déclaration commune des Ministres 
et Secrétaires d'Etat signés au moment de 
la signature de la Convention de 1990, éta-
blis en langue grecque, sont annexés au 
présent Acte final et font foi dans les mèmes 
conditions que les textes établis en langues 
allemande, espagnole, française, italienne, 
néerlandaise et portugaise. 

Il. Au moment de la signature de l'Accord 
d'adhésion de la République hellénique à la 
Convention d'application de l'Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver-
nements des Etats de l'Union économique 
Benelux, de la République fédérale d'Alle-
magne et de la République française relatif 
à la suppression graduelle des contrôles 
aux frontières communes, signée à Schen-
gen le 19 juin 1990,à laquelle la République 
italienne a adhéré par l'Accord signé à Paris 
le 27 novembre 1990 et le Royaume d'Es-
pagne et la République portugaise par les 
Accords d'adhésion signés à Bonn le 
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mit den am 25. Juni 1991 in Bonn unter-
zeichneten Übereinkommen beigetreten 
sind, haben die Vertragsparteien die folgen-
den Erklärungen angenommen: 

1. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 6 des 
Beitrittsübereinkommens 
Die Unterzeichnerstaaten unterrichten 
sich schon vor Inkrafttreten des Beitritts-
übereinkommens über alle Umstände, 
die für die Vertragsmaterie des Überein-
kommens von 1990 und für die Inkraft-
setzung des Beitrittsübereinkommens 
von Bedeutung sind. 

Das Beitrittsübereinkommen wird zwi-
schen den Staaten, in denen das Über-
einkommen in Kraft  getreten ist, und der 
Griechischen Republik erst in Kraft ge-
setzt, wenn die Voraussetzungen der 
Anwendung des Übereinkommens von 
1990 bei diesen Staaten gegeben sind 
und die Kontrollen an den Außengren-
zen dort tatsächlich durchgeführt wer-
den. 

Für die übrigen Staaten tritt dieses Bei-
trittsübereinkommen erst in Kraft, wenn 
die Voraussetzungen der Anwendung 
des Übereinkommens von 1990 bei den 
Unterzeichnerstaaten dieses Beitritts-
übereinkommens gegeben sind und die 
Kontrollen an den Außengrenzen dort 
tatsächlich durchgeführt werden. 

2. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 9 Ab-
satz 2 des Übereinkommens von 1990 

Die Vertragsparteien stellen fest, daß 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Übereinkommens über den Beitritt der 
Griechischen Republik zu dem Überein-
kommen von 1990 als gemeinsame Vi-
sumsregelung nach Artikel 9 Absatz 2 
des Übereinkommens von 1990 die ab 
dem 19. Juni 1990 zwischen den Unter-
zeichnerstaaten des Übereinkommens 
von 1990 angewandte gemeinsame Vi-
sumsregelung gilt. 

3. Gemeinsame Erklärung zum Daten-
schutz 
Die Vertragsparteien nehmen zur 
Kenntnis, daß die Regierung der Grie-
chischen Republik sich verpflichtet, vor 
der Ratifizierung des Übereinkommens 
über den Beitritt zu dem Übereinkom-
men von 1990 alle erforderlichen Initiati-
ven zu ergreifen, um das griechische 
Recht entsprechend dem Übereinkom-
men des Europarats vom 28. Januar 
1981 zum Schutz des Menschen bei der 
automatischen Verarbeitung personen-
bezogener Daten und unter Beachtung 
der Empfehlung R (87) 15 des Minister-
ausschusses des Europarates über die 
Nutzung personenbezogener Daten im 
Polizeibereich vom 17. September 1987 
dahingehend zu ergänzen, daß die Arti-
Kel 117 und 126 und die sonstigen da- 

25 juin 1991, les Parties Contractantes ont 
adopté les Déclarations suivantes: 

1. Déclaration commune concernant l'arti-
cle 6 de l'Accord d'adhésion 
Les Etats signataires s'informent mu-
tuellement, dès avant l'entrée en vi-
gueur de l'Accord d'adhésion, de toutes 
les circonstances qui revêtent une im-
portance pour les matières visées par la 
Convention de 1990 et pour la mise en 
vigueur de l'Accord d'adhésion. 

Le présent Accord d'adhésion n'entrera 
en vigueur entre les Etats pour lesquels 
la Convention de 1990 est entrée en 
vigueur et la République hellénique que 
lorsque les conditions préalables à 
l'application de la Convention de 1990 
seront remplies dans ces Etats et que 
les contrôles aux frontières extérieures y 
seront effectifs. 

A l'égard des autres Etats, le présent 
Accord d'adhésion n'entrera en vigueur 
que lorsque les conditions préalables à 
l'application de la Convention de 1990 
seront remplies et que les contrôles aux 
frontières extérieures y seront effectifs. 

2. Déclaration commune concernant l'arti-
cle 9 paragraphe 2 de la Convention de 
1990 
Les Parties Contractantes précisent 
qu'au moment de la signature de 
l'Accord d'adhésion de la République 
hellénique à la Convention de 1990, le 
régime commun de visa auquel se ré-
fère l'article 9 paragraphe 2 de la 
Convention de 1990 s'entend du régime 
commun aux Parties Signataires de 
ladite Convention appliqué à partir du 
19 juin 1990. 

3. Déclaration commune concernant la 
protection des données 
Les Parties Contractantes prennent acte 
de ce que le Gouvernement de la Répu-
blique hellénique s'engage à prendre, 
avant la ratification de l'Accord d'adhé-
sion à la Convention de 1990, toutes les 
initiatives nécessaires pour que la légis-
lation hellénique soit complétée confor-
mément à la Convention du Conseil de 
l'Europe du 28 janvier 1981 pour la pro-
tection des personnes à l'égard du trai-
tement automatisé des données à ca-
ractère personnel, et dans le respect de 
la Recommandation R (87) 15 du 17 
septembre 1987 du Comité des Minis-
tres du Conseil de l'Europe visant à 
réglementer l'utilisation des données à 
caractère personnel dans le secteur de 
la police, afin de donner entière applica- 
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tenschutzrechtlichen 	Bestimmungen 
des Übereinkommens von 1990 in vol-
lem Umfang angewandt werden, mit 
dem Ziel, einen den einschlägigen Be-
stimmungen des Übereinkommens von 
1990 entsprechenden Datenschutzstan-
dard zu gewährleisten. 

4. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 41 
des Übereinkommens von 1990 
Die Vertragsparteien nehmen zur 
Kenntnis, daß die Regierung der Grie-
chischen Republik unter Hinweis auf die 
Tatsache, daß angesichts der geogra-
phischen Lage der Griechischen Repu-
blik die Bestimmungen nach Artikel 41 
Absatz 5 Buchstabe b in den Beziehun-
gen der Griechischen Republik mit den 
anderen Vertragsparteien nicht ange-
wendet werden können, die Behörden 
im Sinne von Artikel 41 Absatz 6 nicht 
bezeichnet hat und keine Erklärung im 
Sinne von Artikel 41 Absatz 9 abgege-
ben hat. 
Die Bestimmungen nach Artikel 137 
bleiben von dem Verfahren der griechi-
schen Regierung unberüh rt . 

5. Gemeinsame Erklärung zum Berg 
Athos 
Die Vertragsparteien erkennen an, daß 
die durch Artikel 105 der griechischen 
Verfassung und durch die Charta des 
Berg Athos verbürgte Sonderregelung 
für den Berg Athos ausschließlich geist-
lich und religiös begründet ist; sie wer-
den deshalb dafür Sorge tragen, daß 
diese Sonderregelung bei der Anwen-
dung und späteren Ausarbeitung der 
Bestimmungen des Übereinkommens 
von 1985 und des Übereinkommens von 
1990 berücksichtigt wird. 

Ill. Die Vertragsparteien nehmen die folgen-
den Erklärungen der Griechischen Republik 
entgegen: 

1. Erklärung der Griechischen Republik zu 
den Beitrittsübereinkommen der Italieni-
schen Republik, des Spanischen König-
reiches und der Portugiesischen Repu-
blik: 
Die Regierung der Griechischen Repu-
blik nimmt den Inhalt der Beitrittsüber-
einkommen der Italienischen Republik, 
des Spanischen Königreichs und der 
Portugiesischen Republik zu dem Über-
einkommen von 1990 sowie den Inhalt 
der Schlußakten und der den genannten 
Übereinkommen beigefügten Erklärun-
gen zur Kenntnis. 

Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung 
der Griechischen Republik eine beglau-
bigte Abschrift der genannten Urkun-
den. 

tion aux dispositions des articles 117 et 
126 de la Convention de 1990 et aux 
autres dispositions de ladite Convention 
relatives à la protection des données à 
caractère personnel, dans le but de par-
venir à un niveau de protection compati-
ble avec les dispositions pertinentes de 
la Convention de 1990. 

4. Déclaration commune concernant l'arti-
cle 41 de la Convention de 1990 
Les Parties Contractantes constatent 
que, en raison de la situation géographi-
que de la République hellénique, les 
dispositions du paragraphe 5, point b, 
de l'article 41 s'opposent à ce que cet 
article s'applique dans les relations en-
tre la République hellénique et les au-
tres Parties Contractantes. Par consé-
quent la République hellénique n'a ni 
désigné les autorités au sens de l'ar-
ticle 41, paragraphe 7, ni fait de déclara-
tion au sens du paragraphe 9 de l'article 41. 

Ce procédé suivi par le Gouvernement 
grec n'est pas contraire aux dispositions 
de l'article 137. 

5. Déclaration commune relative au Mont 
Athos 
Reconnaissant que le statut spécial ac-
cordé au Mont Athos, tel qu'il est garanti 
par l'article 105 de la Constitution hellé-
nique et la Charte du Mont Athos, est 
justifié exclusivement pour des motifs de 
caractère spirituel et religieux, les Par-
ties Contractantes veilleront à en tenir 
compte dans l'application et l'élabora-
tion ultérieure des dispositions de 
l'Accord de 1985 et de la Convention de 
1990. 

III. Les Parties Contractantes prennent acte 
des déclarations suivantes de la Républi-
que hellénique: 

1. Déclaration de la République hellénique 
relative aux Accords d'adhésion de la 
République italienne, du Royaume d'Es-
pagne et de la République portugaise 

Le Gouvernement de la République hel-
lénique prend note du contenu des Ac-
cords d'adhésion de la République ita-
lienne, du Royaume d'Espagne et de la 
République portugaise à la Convention 
de 1990, ainsi que du contenu des Actes 
finals et des Déclarations annexées 
auxdits Accords. 

Le Gouvernement du Grand-Duché de 
Luxembourg remettra une copie certi-
fiée conforme des instruments précités 
au Gouvernement de la République hel-
lénique. 
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2. Erklärung der Griechischen Republik 
zur Rechtshilfe in Strafsachen 

Die Griechische Republik verpflichtet 
sich, den von anderen Vertragsparteien 
gesteiften Rechtshilfeersuchen auf an-
gemessene und schnelle Weise auch in 
den Fällen stattzugeben, in denen die 
Rechtshilfeersuchen unmittelbar den 
griechischen Justizbehörden übermittelt 
werden nach Artikel 53 Absatz 1 des 
Übereinkommens von 1990. 

3. Erklärung zu Artikel 121 des Überein-
kommens von 1990 
Die Regierung der Griechischen Repu-
blik erklärt, daß sie mit Ausnahme von 
frischen Zitrusfrüchten, Baumwoll- und 
Luzemesaatgut ab der Unterzeichnung 
des Beitrittsübereinkommens zu dem 
Übereinkommen von 1990 die phytosa-
nitären Erleichterungen nach Artikel 121 
dieses Übereinkommens anwenden 
wird. 
Jedoch wird die Griechische Republik 
hinsichtlich der frischen Zitrusfrüchte die 
Bestimmungen des Artikels 121 sowie 
die entsprechenden Maßnahmen späte-
stens am 1. Januar 1993 anwenden. 

Geschehen zu Madrid am sechsten No-
vember neunzehnhundertzweiundneunzig 
in deutscher, französischer, griechischer, 
italienischer, niederländischer, portugiesi-
scher und spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in 
einer Urschrift, die bei der Regierung des 
Großherzogtums Luxemburg hinterlegt 
wird; diese übermittelt jeder Vertragspartei 
eine beglaubigte Abschrift. 

2. Déclaration de la République hellénique 
relative à l'entraide judiciaire en matière 
pénale 

Le Gouvernement de la République hel-
lénique s'engage à traiter les demandes 
judiciaires qui sont faites par les autres 
Parties Contractantes avec toute la dili-
gence requise, y compris lorsqu'elles 
sont adressées directement aux auto-
rités judiciaires grecques selon la procé-
dure de l'article 53 paragraphe 1 de la 
Convention de 1990. 

3. Déclaration concernant l'article 121 de 
la Convention de 1990 
Le Gouvernement de la République hel-
lénique déclare que sauf à l'égard des 
fruits frais de citrus, des graines de co-
ton et de luzerne il appliquera, dès la 
signature de l'Accord d'adhésion à la 
Convention de 1990, les allégements 
phytosanitaires visés à l'article 121 de la 
Convention de 1990. 

Néanmoins, concernant les fruits frais 
de citrus, la République hellénique trans-
posera les dispositions de l'article 121 et 
les mesures qui y sont afférentes au 
plus tard au 1 er janvier 1993. 

Fait à Madrid, le six novembre mil neuf 
cent quatre-vingt-douze, en langues alle-
mande, espagnole, française grecque, ita-
lienne, néerlandaise et portugaise les sept 
textes faisant également foi, en un exem-
plaire original qui sera déposé dans les 
archives du Gouvernement du Grand-Du-
ché de Luxembourg, qui remettra une copie 
certifiée conforme à chacune des Parties 
Contractantes. 
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Protokoll über den Beitritt 
der Regierung der Griechischen Republik 

zu dem Übereinkommen von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, 

der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
in der Fassung des am 27. November 1990 in Paris unterzeichneten Protokolls 

über den Beitritt der Regierung der Italienischen Republik 
und der am 25. Juni 1991 in Bonn unterzeichneten Protokolle 

über den Beitritt der Regierungen der Portugiesischen Republik und des Königreichs Spanien 

Protocole d'Adhésion 
du Gouvernement de la République hellénique 

a l'Accord entre les Gouvernements des Etats de l'Union économique Benelux, 
de la République fédérale d'Allemagne et de la République française 

relatif à la suppression graduelle des contrôles aux frontières communes 
signé a Schengen le 14 juin 1985, 

tel qu'amendé par les Protocoles d'adhésion du Gouvernement de la République italienne 
signé à Paris le 27 novembre 1990 

et des Gouvernements du Royaume d'Espagne et de la République portugaise 
signés à Bonn le 25 juin 1991 

Die Regierungen des Königreichs Bel-
gien, der Bundesrepublik Deutschland, der 
Französischen Republik, des Großherzog-
tums Luxemburg und des Königreichs 
der Niederlande, Vertragsparteien des am 
14. Juni 1985 in Schengen unterzeichneten 
Übereinkommens betreffend den schrittwei-
sen Abbau der Kontrollen an den gemeinsa-
men Grenzen, nachfolgend „das Überein-
kommen" genannt, die Regierung der Italie-
nischen Republik, die dem Übereinkommen 
mit dem am 27. November 1990 in Paris 
unterzeichneten Protokoll beigetreten ist, 
sowie die Regierungen der Portugiesischen 
Republik und des Königreichs Spanien, die 
dem Übereinkommen mit den am 25. Juni 
1991 in Bonn unterzeichneten Protokollen 
beigetreten sind, einerseits 

und die Regierung der Griechischen Re-
publik andererseits 

unter Berücksichtigung der bereits inner-
halb der Europäischen Gemeinschaften im 

Les Gouvernements du Royaume de 
Belgique, de la République fédérale d'Al-
lemagne, de la République française, du 
Grand-Duché de Luxembourg et du Royau-
me des Pays-Bas, Parties à l'Accord relatif 
à la suppression graduelle des contrôles 
aux frontières communes, signé à Schen-
gen le 14 juin 1985, ci-après dénommé 
„l'Accord", ainsi que le Gouvernement de la 
République italienne qui a adhéré à l'Accord 
par le Protocole signé à Paris le 27 novem-
bre 1990 et les Gouvernements du Royau-
me d'Espagne et de la République portugai-
se qui ont adhéré à l'Accord par les Protoco-
les signés à Bonn le 25 juin 1991, d'une 
part, 

et le Gouvernement de la République 
hellénique, d'autre part, 

Considérant les progrès déjà réalisés au 
sein des Communautés européennes en 
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Hinblick auf den freien Personen-, Waren- 
und  Dienstleistungsverkehr verwirklichten 
Fortschritte; 

im Hinblick darauf, daß auch die Regie-
rung der Griechischen Republik von dem 
Willen, an den Binnengrenzen die Kontrol-
len des Personenverkehrs abzuschaffen 
und den Transport  sowie den Waren- und 
Dienstleistungsverkehr zu erleichtern, ge-
tragen ist; 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Durch dieses Protokoll tritt die Griechi-
sche Republik dem Obereinkommen in der 
Fassung des am 27. November 1990 in 
Paris unterzeichneten Protokolls über den 
Beitritt der Regierung der Italienischen Re-
publik und der am 25. Juni 1991 in Bonn 
unterzeichneten Protokolle über den Beitritt 
der Regierungen der Portugiesischen Re-
publik und des Königreichs Spanien bei. 

Artikel 2 

In Artikel 1 des Übereinkommens werden 
die Worte „der Griechischen Republik" nach 
den Worten „der Bundesrepublik Deutsch-
land" angefügt. 

Artikel 3 

In Artikel 8 des Übereinkommens werden 
die Worte „der Griechischen Republik" nach 
den Worten „der Bundesrepublik Deutsch-
land" angefügt. 

Artikel 4 
(1) Die Unterzeichnung dieses Protokolls 

erfolgt ohne einen Vorbehalt der Ratifikation 
oder Billigung oder unter dem Vorbehalt der 
Ratifikation oder Billigung. 

(2) Dieses Protokoll findet vom auf die 
Unterzeichnung folgenden Tag an für das 
Königreich Belgien, die Bundesrepublik 
Deutschland, die Griechische Republik, das 
Königreich Spanien, die Französische Re-
publik, die Italienische Republik, das Groß-
herzogtum Luxemburg und das Königreich 
der Niederlande vorläufig Anwendung. Sein 
Inkrafttreten erfolgt am ersten Tag des zwei-
ten Monats nach dem Tag, an dem die 
Staaten, für die das Obereinkommen in 
Kraft getreten ist, und die Griechische Re-
publik ihre Zustimmung zum Ausdruck ge-
bracht haben, durch dieses Protokoll ge-
bunden zu sein. 

Für die übrigen Staaten tritt dieses Protokoll 
am ersten Tag des zweiten Monats nach 
dem Tag in Kraft, an dem jeder dieser Staa-
ten seine Zustimmung zum Ausdruck ge-
bracht hat, durch dieses Protokoll gebun-
den zu sein, sofern dieses Protokoll gemäß 
den Bestimmungen des vorhergehenden 
Absatzes in Kraft  getreten ist. 
(3) Dieses Protokoll wird bei der Regie-

rung des Großherzogtums Luxemburg hin- 

vue d'assurer la libre circulation des per

-

sonnes, des marchandises et des services, 

Prenant acte de ce que le Gouvernement 
de la République hellénique partage la vo-
lonté de parvenir à la suppression des con-
trôles aux frontières intérieures dans la cir-
culation des personnes et d'y faciliter le 
transport et la circulation des marchandises 
et des services, 

sont convenus de ce qui suit: 

Article premier 
Par le présent Protocole, la République 

hellénique adhère à l'Accord tel qu'amendé 
par le Protocole d'adhésion du Gouverne-
ment de la République italienne, signé à 
Paris le 27 novembre 1990 et par les Proto-
coles d'adhésion des Gouvernements du 
Royaume d'Espagne et de la République 
portugaise, signés à Bonn le 25 juin 1991. 

Article 2 

A l'article premier de l'Accord, les mots 
„la République hellénique" sont ajoutés 
après les mots „la République fédérale 
d'Allemagne". 

Article 3 
A l'article 8 de l'Accord, les mots „de la 

République hellénique" sont ajoutés après 
les mots „de la République fédérale d'Alle-
magne". 

Article 4 
1. Le présent Protocole est signé sans 

réserve de ratification ou d'approbation ou 
sous réserve de ratification ou d'approba-
tion. 

2. Le présent Protocole s'appliquera à 
titre provisoire à compter du jour suivant sa 
signature pour le Royaume de Belgique, la 
République fédérale d'Allemagne, la Répu-
blique hellénique, le Royaume d'Espagne, 
la République française, la République ita-
lienne, le Grand-Duché de Luxembourg et 
le Royaume des Pays-Bas. Il entrera en 
vigueur le premier jour du deuxième mois 
qui suit la date à laquelle les Etats pour 
lesquels l'Accord est entré en vigueur et la 
République hellénique auront exprimé leur 
consentement à être liés par le présent 
Protocole. 

A l'égard des autres Etats, le présent Proto-
cole entrera en vigueur le premier jour du 
deuxième mois qui suit la date à laquelle 
chacun de ces Etats aura exprimé son con-
sentement à être lié, pour autant que le 
présent Protocole soit entré en vigueur con-
formément aux dispositions de l'alinéa pré-
cédent.  

3. Le Gouvernement du Grand-Duché de 
Luxembourg est dépositaire du présent 
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terlegt, die den anderen Unterzeichner-
regierungen eine beglaubigte Abschrift 
übermittelt. Die Regierung des Großherzog-
tums Luxemburg notifiziert den anderen Un-
terzeichnerregierungen das Datum des In-
krafttretens des Protokolls. 

Artikel 5 
Die Regierung des Großherzogtums 

Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Griechischen Republik eine beglaubigte Ab-
schrift des Übereinkommens in deutscher, 
französischer, italienischer, niederländi-
scher, portugiesischer und spanischer 
Sprache. 
Der Wortlaut des Übereinkommens in grie-
chischer Sprache ist diesem Protokoll bei-
gefügt und ist gleichermaßen verbindlich 
wie der Wortlaut des Übereinkommens in 
deutscher, französischer, italienischer, 
niederländischer, portugiesischer und spa-
nischer Sprache. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu ge-
hörig befugten Unterzeichneten dieses Pro-
tokoll unterschrieben. 
Geschehen zu Madrid am sechsten No-

vember neunzehnhundertzweiundneunzig 
in deutscher, französischer, griechischer, 
italienischer, niederländischer, portugiesi-
scher und spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Protocole; il en remet une copie certifiée 
conforme à chacun des autres Gouverne-
ments Signataires. II leur notifie également 
la date d'entrée en vigueur. 

Article 5 
Le Gouvernement du Grand-Duché de 

Luxembourg remet au Gouvernement de la 
République hellénique une copie certifiée 
conforme de l'Accord en langues alleman-
de, espagnole, française, italienne, néerlan-
daise et portugaise. 

Le texte de l'Accord, établi en langue grec-
que, est annexé au présent Protocole et fait 
foi dans les mêmes conditions que les tex-
tes de l'Accord établis en langues alleman-
de, espagnole, française, italienne, néerlan-
daise et portugaise. 

En foi de quoi, les soussignés, dûment 
autorisés a cet effet, ont apposé leurs si-
gnatures au bas du présent Protocole. 
Fait à Madrid, le six novembre mil neuf 

cent quatre-vingt-douze, en langues alle-
mande, enpagnole, française, grecque, ita-
lienne, néerlandaise et portugaise, les sept 
textes faisant également foi. 
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Gemeinsame Erklärung 
über die kurzfristigen Maßnahmen 

nach Titel I des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, 

der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
in der Fassung des am 27. November 1990 in Paris unterzeichneten Protokolls 

über den Beitritt der Regierung der Italienischen Republik 
und der am 25. Juni 1991 in Bonn unterzeichneten Protokolle 

über den Beitritt der Regierungen der Portugiesischen Republik und des Königreichs Spanien 

Déclaration commune 
concernant les mesures à court terme, 

prévues au Titre ler  de l'Accord 
entre les Gouvernements des Etats de l'Union économique Benelux, 
de la République fédérale d'Allemagne et de la République française, 

relatif à la suppression graduelle des contrôles aux frontières communes 
signé à Schengen le 14 juin 1985, 

tel qu'amendé par le Protocole d'adhésion du Gouvernement de la République italienne 
signé à Paris le 27 novembre 1990 

et les Protocoles d'adhésion des Gouvernements du Royaume d'Espagne et de la République portugaise 
signés à Bonn le 25 juin 1991 

Aus Anlaß der Unterzeichnung des Proto-
kolls über den Beitritt der Regierung der 
Griechischen Republik zu dem Überein-
kommen von Schengen vom 14. Juni 1985, 
dem die Regierung der Italienischen Repu-
blik mit dem am 27. November 1990 in Paris 
unterzeichneten Protokoll und die Regierun-
gen der Portugiesischen Republik und des 
Königreichs Spanien mit den am 25. Juni 
1991 in Bonn unterzeichneten Protokollen 
beigetreten sind, stellen die Vertragspartei-
en fest, daß die kurzfristigen Maßnahmen 
nach Titel I dieses Übereinkommens in den 
Beziehungen zwischen den durch dieses 
Übereinkommen gebundenen Regierungen 
und der Regierung der Griechischen Repu-
blik unter denselben Voraussetzungen und 
auf dieselbe Weise wie in den Beziehungen 
zwischen den durch dieses Übereinkom-
men gebundenen Regierungen Anwendung 
finden werden. 

A l'occasion de la signature du Protocole 
d'adhésion du Gouvernement de la Répu-
blique hellénique à l'Accord signé à Schen-
gen le 14 juin 1985, Accord auquel ont 
adhéré le Gouvernement de la République 
italienne par le Protocole signé à Paris le 
27 novembre 1990 et les Gouvernements 
du Royaume d'Espagne et de la République 
portugaise par les protocoles signés à Bonn 
le 25 juin 1991, les Parties Contractantes 
précisent que les mesures à court terme, 
prévues au Titre ler dudit Accord, s'applique-
ront entre les Gouvernements liés par cet 
Accord et le Gouvernement de la Républi-
que hellénique dans les mêmes conditions 
et selon les mêmes modalités qu'entre les 
Gouvernements liés par cet Accord. 
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Denkschrift zu dem Übereinkommen 
vom 6. November 1992 über den Beitritt 
der Griechischen Republik 

Das Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
versteht sich als Vorläufer und Modell für Regelungen, 
die auch im Rahmen der zwölf Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaften erreicht werden sollen. In Arti-
kel 140 Absatz 1 ist ausdrücklich bestimmt, daß jeder 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft diesem 
Übereinkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in einem 
Übereinkommen zwischen dem Staat und den Vertrags-
parteien geregelt. 

1990 ist die Italienische Republik, 1991 sind das König-
reich Spanien und die Portugiesische Republik dem Über-
einkommen beigetreten. 

Am 6. November 1992 ist das Übereinkommen über den 
Beitritt der Griechischen Republik unterzeichnet worden. 

Wesentlicher Vertragsinhalt 
Kernstück des Übereinkommens vom 6. November 1990 
über den Beitritt der Griechischen Republik ist Artikel 1, in 
dem die Griechische Republik bestätigt, daß sie durch 
dieses Übereinkommen dem Übereinkommen vom 19. Juni 
1990 beitritt. 

In Artikel 2 werden zum einen die Beamten bezeichnet, die 
zu einer grenzüberschreitenden Observation befugt sind, 
zum anderen die Behörde, die das Ersuchen um grenz-
überschreitende Observation bewilligen kann oder ent-
gegenzunehmen hat bzw. der die Observation in Eilfällen 
mitzuteilen ist. Die Vertragsparteien vom 19. Juni 1990 
haben diese Bezeichnung in Artikel 40 Abs. 4 und 5 des 
Schengener Übereinkommens von 1990 vorgenommen. 
Für Italien, Spanien und Po rtugal ist die entsprechende 
Bezeichnung in den jeweiligen Beitrittsübereinkommen 
enthalten. 

Artikel 3 bezeichnet das Ministerium, an das bei Benut-
zung des justizministeriellen Geschäftsweges (Artikel 65 
Abs. 2 des Übereinkommens vom 19. Juni 1990) Ausliefe

-

rungs- und Durchbeförderungsersuchen zu richten sind. 

Nach den Artikeln 4 und 5 wird die Griechische Republik in 
den Beziehungen zu den Vertragsparteien des Überein-
kommens von 1990 weder die von ihr zu den Artikeln 7,18 
und 19 des Europäischen Auslieferungsübereinkommens 
vom 13. Dezember 1957 noch die von ihr zu den Artikeln 4 
und 5 des Europäischen Übereinkommens über Rechts

-

hilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 angemeldeten 
Vorbehalte anwenden. 

Artikel 6 und 7 beschäftigen sich mit der Ratifikation, dem 
Inkrafttreten und der Notifizierung sowie der Übermittlung 
der Vertragstexte. 

Schlußakte 
In der zu dem Beitrittsübereinkommen gehörenden Schluß

-

akte erklärt die Griechische Republik, daß sie sich die 
Schlußakte, das Protokoll und die gemeinsame Erklärung 
der Minister und Staatssekretäre, die bei der Unterzeich-
nung des Übereinkommens vom 19. Juni 1990 unterzeich-
net wurden, zu eigen macht, sich den darin enthaltenen 
gemeinsamen Erklärungen anschließt und die darin ent-
haltenen einseitigen Erklärungen entgegennimmt. Weiter-
hin werden in der Schlußakte von den Vertragsparteien 
gemeinsame Erklärungen zu Artikel 6 des Beitrittsüber-
einkommens, zu Artikel 9 Abs. 2 des Übereinkommens 
von 1990, zum Datenschutz, zu Artikel 41 des Überein-
kommens von 1990 und zum Berg Athos angenommen. 
Schließlich nehmen die Vertragsparteien Erklärungen der 
Griechischen Republik zu den Beitrittsübereinkommen der 
Italienischen Republik, des Spanischen Königreiches und 
der Portugiesischen Republik, zur Rechtshilfe in Straf-
sachen und zu Artikel 121 des Übereinkommens von 1990 
entgegen. 

Erklärung der Minister und Staatssekretäre 
Anläßlich der Unterzeichnung des Übereinkommens über 
den Beitritt der Griechischen Republik haben die Minister 
und Staatssekretäre politisch wirkende Erklärungen ab-
gegeben, in denen die Unterzeichnung des Beitrittsüber-
einkommens bestätigt wird und erklärt wird, daß zur Kennt-
nis genommen wurde, daß der Vertreter der Griechischen 
Republik erklärt hat, sich der am 19. Juni 1990 durch die 
Minister und Staatssekretäre Belgiens, der Bundesrepu-
blik, Frankreichs, Luxemburgs und der Niederlande abge-
gebenen Erklärung und dem zum selben Zeitpunkt aus 
Anlaß der Unterzeichnung des Übereinkommens zur 
Durchführung des Übereinkommens von Schengen bestä-
tigten Beschluß, denen die Regierungen Italiens, Portu-
gals und Spaniens beigetreten sind, anzuschließen. Diese 
Erklärung ist in der Anlage zur Denkschrift abgedruckt. 
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Anlage 

Erklärung der Minister und Staatssekretäre 

Déclaration des Ministres et Secrétaires d'Etat 

Am sechsten November neunzehnhun-
dertzweiundneunzig haben die Vertreter der 
Regierungen des Königreichs Belgien, der 
Bundesrepublik Deutschland, der Französi-
schen Republik, der Griechischen Republik, 
der Italienischen Republik, des Großher-
zogtums Luxemburg, des Königreichs der 
Niederlande, der Portugiesischen Republik 
und des Königreichs Spanien in Madrid das 
Übereinkommen über den Beitritt der Grie-
chischen Republik zu dem am 19. Juni 1990 
in Schengen unterzeichneten Übereinkom-
men zur Durchführung des Übereinkom-
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
BENELUX-Wirtschaftsunion, der Bundesre-
publik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Ab-
bau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen, dem die Italienische Republik mit 
dem am 27. November 1990 in Paris unter-
zeichneten Übereinkommen sowie die Por-
tugiesische Republik und das Königreich 
Spanien mit den am 25. Juni 1991 in Bonn 
unterzeichneten Übereinkommen beigetre-
ten sind, unterzeichnet. 

Sie haben zur Kenntnis genommen, daß 
der Vertreter der Regierung der Griechi-
schen Republik erklärt hat, sich der am 
19. Juni 1990 durch die Minister und Staats-
sekretäre, Vertreter der Regierungen des 
Königreichs Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Französischen Republik, 
des Großherzogtums Luxemburg und des 
Königreichs der Niederlande abgegebenen 
Erklärung und dem zum selben Zeitpunkt 
aus Anlaß der Unterzeichnung des Überein-
kommens zur Durchführung des Überein-
kommens von Schengen bestätigten Be-
schluß, denen die Regierungen der Italieni-
schen Republik, der Portugiesischen Repu-
blik und des Königreichs Spanien beigetre-
ten sind, anzuschließen. 

Le six novembre mil neuf cent quatre-
vingt-douze, les représentants des Gouver-
nements du Royaume de Belgique, de la 
République fédérale d'Allemagne, du 
Royaume d'Espagne, de la République 
française, de la République hellénique, de 
la République italienne, du Grand-Duché de 
Luxembourg, du Royaume des Pays-Bas et 
de la République portugaise ont signé à 
Madrid l'Accord d'adhésion de la Républi-
que hellénique à la Convention d'applica-
tion de l'Accord de Schengen du 14 juin 
1985 entre les Gouvernements des Etats de 
l'Union économique Benelux, de la Républi-
que fédérale d'Allemagne et de la Républi-
que française relatif à la suppression gra-
duelle des contrôles aux frontières corn-
munes, signée a Schengen le 19 juin 1990, 
à laquelle ont adhéré la République italien-
ne par l'Accord signé à Paris le 27 novem-
bre 1990 et le Royaume d'Espagne et la 
République portugaise par les Accords si-
gnés à Bonn le 25 juin 1991. 

Ils ont pris acte de ce que le représentant 
du Gouvernement de la République helléni-
que a déclaré s'associer à la déclaration 
faite a Schengen le 19 juin 1990 par les 
Ministres et Secrétaires d'Etat représentant 
les Gouvernements du Royaume de Belgi-
que, de la République fédérale d'Allema-
gne, de la République française, du Grand

-

Duché de Luxembourg et du Royaume des 
Pays-Bas et à la décision confirmée à la 
même date à l'occasion de la signature de 
la Convention d'application de l'Accord de 
Schengen, déclaration et décision aux-
quelles se sont associés les Gouverne-
ments de la République italienne, du 
Royaume d'Espagne et de la République 
portugaise. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Zu den Eingangsworten 
Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 
„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 
Die Zustimmung des Bundesrates ist gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil durch die 
Artikel 6, 7, 22, 23, 25 Abs. 1, Artikel 37, 38, 39 ff. (polizei-
liche Zusammenarbeit, soweit die Polizei der Länder be-
troffen ist), Artikel 48 ff. (Rechtshilfe in Strafsachen, soweit 

sie von den Behörden der Länder vollzogen wird — vgl. 
insbesondere Artikel 53 Abs. 4), Artikel 57 (Auskünfte im 
Rahmen der Vorschriften über das Verbot der Doppel-
bestrafung), Artikel 59 ff. (Auslieferung, soweit die Vor-
schriften von Landesbehörden vollzogen werden — vgl. 
insbesondere Artikel 65 Abs. 2), Artikel 70 (Mitarbeit von 
Vertretern von Landesbehörden in der Arbeitsgruppe 
Betäubungsmitttel) und Artikel 77 ff. (Vollzug des Waffen-
rechts) des Schengener Übereinkommens vom 19. Juni 
1990 das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden 
geregelt und diese Regelungen nunmehr erweitert 
werden. 

Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß das 
Gesetz der Zustimmung des Bundesrats bedarf. Das 
Beitritts-Übereinkommen enthält selbst keine Regelung 
des Verwaltungsverfahrens der Länder im Sinne des Arti-
kels 84 Abs. 1 GG; es führt lediglich zu einer Erweiterung 
des Geltungsgbereichs der im Schengener Überein-
kommen von 1990 enthaltenen Verfahrensregelungen auf 
die beitretende Griechische Republik. Dieser Sachverhalt 
stellt keinen — eine Zustimmungsbedürftigkeit des Geset-
zes auslösenden — ,,erneuten Einbruch in die Verwaltungs-
zuständigkeit der Länder" dar (BVerfGE 75, 108, 153). 








